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Beklagten und Revisions‘neklagten9

hat der 110 Senat des Bundessozialgerichts am

49 September 1958 ohne mündliche Verhandlung

nach 5 124 Abs„ 2 des Sozialgerichtsgesetzcs

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landéssozialgcriehts Nordrhein—

Westfalen von 25° Januar 1956 wird aufgehoben°

Eie Sache wird zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an das Landessozialgcrieht zurück—

verwiesen°

Die Entscheidung über die Kosten des Verfahrens

bleibt demSchlußurteil vorbehalteno

Von Rechts wegeno
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Der
Regierungspräsident

— Forstabteilung — in Lüneburg bewil—

ligte den Klägern;—den Kindern des_im Kriege vermißten Revier—

försters Hans Wxxxxxxx — und ihrer Mutter Hinterbliebenenbezüge

nach den allgemeinen beamtenreehtlichen Vorschriften; der

Mutter der Kläger wurde neben dem Witwengeld auch für jedes

der Kinder ein Kinderzuschlag zuerkennt°

Das Versorgungssnt (Versorng) Köln gewährte den Klägern mit
Bescheid vom 250 Juli 1951 die Waisengrundrente nach dem Bundes—

versorgungsgesetz (BVG)° Die Wai3ensusgleichsrente versagte_es,

weil der Lebensunterhalt der Kläger "auf andere Weise" (5 47

Abs° 5 BVG) sichergestellt sei° Am 30 Juli 1952 beantragten die
Kläger nochmals, ihnen AuSgleichsrente zu gewähren„ Den Antrag

lehnte das Versorgß.o durch Bescheid vom 10. Juli 1952 ab, weil
nach den Verwaltungsvorschriften zu 5 47 BVG der Kinderzuschhg,

der zu den Hinterbliebenenbezügen nach beamtenrechtlichen

Grundsätzen gewährt werde? zum Einkommen der Weise zähle„ Den

Einspruch wies der Beschwerdcausschuß am 14° April 1953 unter

Hinweis eur die Verwaltungsvorschrift.Nr° 1 Abs„ 2 zu 5 47

BVG zurück° Das Sozialgericht (SGO) Köln hob durch Urteil vom
230 November 1954 die Entscheidung des Beschwerdeausschusses

vom 14° April 1953 und den Bescheid des VersorgA° Köln vom
100 Juli 1952 auf und verurteilte den Beklagten, an die Kläger

Ausgleichsrente zu zahlen() Auf die Berufung des Beklagten hob
das Landessozialgericht (LSGQ) Nordrhein—Westfalen durch Urteil

vom 250 Januar 1956 das Urteil des SG° Köln vom 23° November

1954 auf und wies die Klage ab: Kinderzuschläge, die eine Wit—

we zu ihren Hinterbliebenenbezügen nach beamtcnrechtlichen

Grundsätzen erhalte‚ seien auf die—Waisennusgleichsrente sn—

zurechnen; dem stehe nicht entgegen, daß diese Zuschläge

rechtlich als Teil des Einkommens der Witwe anzusehen seien;

»
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entscheidend sei nicht, wer
dhe

Zuschläge erhalte, sondern

zu wessen Unterhalt sie bestipmt und verfügbar seien° Die

Revision ließ das lSGO zu,
Das Urteil wurde den Klägern

am 30 Januar 1957 zugestelltoiAm 11, Januar 1957 legten

sie Revision ein und beantragien,

das Urteil des LSGo Nordrhein—Westfalen vom 25° Januar
1956 sowie den Bescheid des VersorgA° Köln vom 10, Juli

1952 und die Entscheidungldcs Besehwcrdeausschusses vom

140 April 1953 aufzuheben,und den Beklagten zu verurtei-

len, ihnen Waisenausgleichsrentc ab 10 Juli 1952 unter

Nichtanrechnung der nach oeamtenreehtlichen Vorschrif-

ten gezahlten Kinderzuseh■äge zu gewähren,

hilfsweise,

die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an

das LSG, zurückzuverweiselh°

Am 10 April 1957 begründeten
hie

Kläger — nach Verlängerung

der Begründungsfrist bis 30 April 1957 — die Revision: Das

LSG° habe 5 47 Abs, 3 BVG nicht richtig angewandt; die

Kinderzusehläge seien nicht als "sonstiges Einkommen" auf

die Ausgleichsrente der Weisen anzurcchnen; es handele sich

hierbei nicht um Einkommen der Weisen, sondern um Einkommen

der Mutter; nach dem Wortlaut des Gesetzes seien jedoch nur

Einkdnfte der Weisen auf die3Waisenausgleichsrente anzurech-

nen, ‘

Der Beklagte beantragte,
die!■evision

zurückzuweisen°
Die Beteiligten erklärten sich mit einem Urteil ohne münd—
liche Verhandlung einvers enden (@@124 Abs„ 2, 153 Abs, 1,
165 SSG-G)o

II,

Die Voraussetzung für die Liitseheiduhg ohne mündliche Ver—

handlung —
Einverständnis der 3eteili°teh (QQ 124 Abs, 2,

153 Abs0 1, 165 SGG) — ist gegeben°
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Die Revision ist zulässig; sie ist auch begründet°

Nach 5 47 Abs, 1 und 3 BVG erhalten ?aisen, deren Lebensunter—
halt nicht auf andere Weise sichergestellt ist, Ausgleichsren—

te, soweit sie susammen mit dem für den Unterhalt der Weisen

zur Verfügung stehenden sonstigen Einkommen bestimmte Monats—

beträge nicht übersteigt, Wie der erkennende Senat in seinem

Urteil vom 140 Januar 1958 _ 11/8 RV 991/55 - entschieden hat,
gehören die Kinderzuschlüge, die neben dem Witwengeld nach den

Vorschriften für die Besoldung der Beamten gezahlt werden, nicht

Zu dem ”für den Unterhalt der heise zur
Ver£ügung stehenden

sonstigen Einkommen" im Sinne von @ 47 Abs° 3 BVG° Der Senat

sieht keinen Anlaß, von dieser Rechtseuffassung abzuweichen;
_

die Bedenken, die der Bundesminister für Arbeit und Sozialord—

nung (BMA) in dem 13»undschreiben von 3° äürz 1958, BVcrsorgßln

1958 S, 38, und Wilke in “Die Kriegsopferversorgung" 1958 So

41 ff, 1327 geltend gemacht haben, greifen nicht durch, Es ist

deren festzuhalten, daß die 3ntstehungsgeschiehte eines Gesetzes

und die Verwaltungsvorschriften zur Ausführung eines Gesetzes

für die Auslegung nur insoweit Bedeutung erlangen, als die Auf-

fassung, die sich aus ihnen ergibt, im Gesetz erkennbar Aus—

druck gefunden hat; die Auslegung muß sich immer im Rahmen des

noch "möglichen" Wortlauts, äußerstenfalls des Wortsinns und des

Sinnzusammenhsngs’dos Gesetzes, halten° In dem Urteil vom 140

Januar 1958 ist dargelegt, daß dem BVG kein Hinweis darauf zu

entnehmen ist, daß die Kinderzuschläge, die der Mutter auf

Grund ihres Anspruchs auf Hinterbliebenenbezüge zu dem Witwen—

geld nach beentenrschtlichen Vorschriften gezahlt werden, auf

die Ausgleichsrente der Weise enzureohnen sind° Unerheblich

ist es daher, daß der Bundestagseusschuß für Kriegsopfer- und

Kriegsgefangenenfragen bei der Beratung über den Entwurf des

BVG "in einer Reihe von Fällen von einer Verankerung seiner

Wünsche im Gesetz Abstand gen nmen" hat, "da durch die Ver—

treter der Bundesregierung erklärt wurde, daß die Auslegung

und Durchführung im Sinne der Ausschußbeschlüsse gewährleistet
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wird"° Die Ansicht; solche Erklärungen der Regierungsvertre—

ter seien "wesentlicher Bestandteil der Gesctzesauslegung" ge—
„orden9 und die Verwaltun3

svorsehriften;
die mit ihnen über—

einstimmen, hätten als "authentis che Auslegung des Gesetzes"

zu gelten (% das RundschreibEn vom 3 3 1958), is t nicht

richtig; Verwaltungsvorsehriften haben nicht die Aufgabe;

das G(setz ”authentisch" ausz legen; Erklärungen der Re—

gierungsvertreter sind Vorgäenge aus der Entstehungsgeschich—

te; sie können von Bedeutung sein, wenn der Ges etzeswortlaut

und der Wortsinn verschiedene Auslegungen zulassen; sie sind

aber ohne Bedeutung für die
GLsetzeseuslegung‚

wenn die

Auffassung9 die sie wiedergeben; auch durch den noch

"möglichen" Wortsinn und den Zusammenhang der einzelnen

Vo*sehriften nicht gedeckt wird; ist dies - wie hier —
der Fall, so ist es auch unerheblich‚ daß die Erklärungen

protokollerisch festgehalten Werden sind und daß der Bun—

destag die Entschließung des 260 Ausschusses vom 19° Ok—

tober 1950
angenommen hat, die lautet: "Der Ausschuß für

Kriegsopfern und Kriegsgefdngenenfra en hat bei der Bera-

tung des Entwuri'es eines
Gese%zes

über die Versorgung der

Opfer des K1ieges (Bundesveersprgungsgesetz) in einer Reihe

von Fällen von einer Verankerung seiner Wünsche im Gesetz

selbst Abstand genommen, da d roh die Vertreter der Bundes—

regierung erklärt wurde; daß die Auslegung und Durchführung

im Sinne der Ausschußbeschlüss e gewährleistet wird Diese

Erklärungen der Regierungsvertreter sind protokollarisch

festgehalten wordena Sie sin® damit ein wesentlicher Be—

endteil der Gesetzesensleguhg geworden° Der Bundestag

schließt sich dem Wunsche des Ausse„usses an9 daß diese

grundse ts lichen Erklärungen bei der Auslegung und Durch-

führung des Gesetzes beachtet werden„" Aus dieser Bundes—

tagsentschließung kann auch schon deshalb kein für die Ent—

scheidung der hier zu beurteilenden Frage wesentlicher Ge-

sichtspunkt entnommen werden, weil sie unbestimmt gehalten

ist ("in einer Reihe von Fällen") und nicht erkennen läßt9
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daß gerade die Regelung, die sich aus den Erkdärungen der

Regierungsvertreter zur Frage der Anrechnung beamtenrechtlicher

Kinderzuschläge auf die Waisenrenten ergibt, einem Wunsch des

Ausschusses im Sinne der Bundestagsentschließung entsprochen

hat; es ist nicht anzunehmen, daß es der Wille von "Ausschuß

und Plenum" des Bundestags gewesen ist, daß 1393 Erklärung

oder Erläuterung eines Regierungavertreters bei den Beratungen

des Gesetzesentwurfs "wesentlicher Bestandteil der Gesetzes—

auslegung" werden sollte() Schon aus diesem Grunde beruft sich

der BMA, zu Unrecht auf die Entschließung des Bundestages vom

190 Oktober 1950° Weder Vorgänge aus der Entstehungsgeschichte

noch Verwaltungsvorschriften, die ihnen Rechnung tragen, sind

für die Auslegung des Gesetzes durch die Gerichte von Bedeu—
tung, wenn die Auffassung, die sich aus ihnen ergibt, in Ge—

setz keinen Ausdruck gefunden hat; Verwaltungsvorschriften,

deren Inhalt sich deckt mit den Erklärungen von Regierungsver—

tretern bei der Beratung eines Gesctzcsgntwurfs in einem Aus—

schuß einer gesetzgebenden Körperschaft, sind für die Auslegung

des Gesetzes nicht etwa in höherem Maße rechtserheblich als

andere Verwaltungsvorschriften; die Auslegung des Gesetzes,

die in Streitfällen den Gerichten obliegt, kann von der Ver—

waltung nicht durch den Erlaß von Verwaltungsvorschriften vor—

weggenommen, "präjudiziert" werden, Fehl gehen auch die Hin-

weise auf gesetzliche Vorschriften anderer Rechtsgebiete, ins—

besondere auf @ 1649 BGB und die Bestimmungen über die Geüäh—

rung von Kindergeld, Diese Vonschriften besagen nur, daß in

gewissen Fällen Einkünfte, die rechtlich zum Einkommen der

Eltern zählen, für den Unterhalt der Kinder zu verwenden sind;

aus ihnen ergibt sich aber nichts darüber — und darauf allein

kommt es an —, ob solche Einkünfte auf die Weisenausgleichsren—

te nach dem BVG anguggghngn sind oder nicht° Unzutreffend ist

schließlich die Ansicht, der crkenncnde Senat weiche von der

Rechtseuffess ng anderer Senetedes Bundessozialgeriehts ab,

über die hier streitige Frage haben andere Senats bisher nicht,

zu entscheiden gehabt, insbesondere auch nicht der 9° Senat in

seinem Urteil vom So Dezember 1956, BSG° 4 S„ 165, (so zutref—

_7„
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\
fend Geedein "VdK—Mitteilungen"1958s„ 25712'5_8_7)°

Hiernaeh hat das LSG° den 5 41 Abs° 3 BVG unrichtig ange—

wandt (dieVérordnung zur Durc?führung desé 53 BVG vom

208019589 BGBlO I SC) 567, ist erst am 1o501957 in Kraft

getreten); das angefochtene Urteil ist daher aufzuheben°

Der Senat kann in der Sache nicht selbst entscheiden, da

hierzu noch tatsächliche Feststellungen erforderlich sind;

des LSG° hat bisher nicht
fesägestellt,

ob etwa Leistungen

der Eutter auf Grund ihrer Un■erhaltung3pflieht alssbnsti—

ges Einkommen auf die Waisenauegleichsrente anzurechnen sind

(BSGU 4 so 267 ff„)o Die Sache ist unter diesen Umständen

zur erneuten Verhandlung und Äntscheidung
an das LSG° zurück-

zuverweisen (@ 170 Abs„ 2 SGG)o

{

Die “ntseheidung über die Kosten des Verfahrens bleibt dem
Schlußurteil vorbehalteno [
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